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Tatschwere bestimmenden objektiven und subjektiven Um
ständen zugrunde. Im Ergebnis dessen wurde auf eine Frei
heitsstrafe erkannt, deren Höhe dem konkreten Ausmaß der 
Gesellschaftsgefährlichkeit der Tat nicht voll gerecht wird.

Obwohl davon auszugehen ist, daß der konkrete Tatent
schluß erst in der Wohnung der Geschädigten zustande kam, 
kann bei der Bewertung des strafbaren Handelns nicht außer 
Betracht bleiben, daß sich der Angeklagte bereits vorher auf 
eine konfrontative Auseinandersetzung eingestellt und den 
Einsatz des mitgeführten Messers zwecks Bedrohung der Ge
schädigten für den Fall geplant hatte, daß sie sich seinem 
Willen widersetzt. Damit waren wesentliche subjektive Aus
gangsbedingungen für die sehließliche Bereitschaft des An
geklagten zu aggressiver Gewaltanwendung gegen das Opfer 
geschaffen. Auf den überfallartigen Charakter des Angriffs, 
dem sich die Geschädigte völlig unerwartet ausgesetzt sah, 
hat das Bezirksgericht in den Gründen des angefochtenen 
Urteils zutreffend hingewiesen. Ebenso wurde richtig hervor
gehoben, daß der Angeklagte auch nach Einsetzen heftiger 
Gegenwehr des Opfers weiter auf dieses einstach und der
gestalt eine erhebliche Intensität des Täterwillens offen
barte. Das hemmungs- und rücksichtslose Vorgehen des Ange
klagten, das einem Angriff auf die physische Existenz der 
Geschädigten sehr nahekam, hatte über die lebensgefährliche 
Verletzung hinaus nachhaltige Auswirkungen auf die Ge
sundheit der Betroffenen.

Bei der Bestimmung des Stellenwertes, den die Vermin
derung der Zurechnungsfähigkeit des Angeklagten im Rah
men der für die Strafzumessung bedeutsamen Tatsachen er
langt, hätte das Bezirksgericht dem Zustandekommen der pa
ranoiden Entwicklung unter dem Gesichtspunkt des dazu 
führenden Verhaltens von Täter und Opfer mehr Beachtung 
schenken müssen. Die letztlich krankhafte subjektive Fehl
verarbeitung des zwischen beiden entstandenen Konflikts 
beruhte in keiner Phase seiner Entwicklung und Zuspitzung 
auf vorwerfbaren Verhaltensweisen der Geschädigten. Es 
war der Angeklagte, der seine Vaterschaft in Frage stellte 
und, nachdem er Klarheit hatte, die Geschädigte durch sein 
Verhalten zur Inanspruchnahme gerichtlicher Hilfe und 
schließlich zur Anzeigeerstattung zwang, weil sich elemen
tare Rechte des Kindes anders nicht durchsetzen ließen. Auch 
in der Situation unmittelbar vor der Tatausführung gab es 
keinerlei Verhaltensweisen der Geschädigten, die es dem An
geklagten zusätzlich erschwert hätten, sich aggressiver Ge
waltanwendung zu enthalten; auf die Weigerung des Opfers, 
dem Ansinnen des Angeklagten zu entsprechen, war er vor
bereitet.

Unter diesen Umständen kann die wahnhafte Verken
nung von Recht und Unrecht in der Sicht des Angeklagten auf 
die Täter-Opfer-Beziehung zwar bei der Bemessung der 
Strafe nicht außer Betracht bleiben, jedoch keine so weitge
hende Milderung innerhalb des durch § 116 Abs. 2 StGB be
stimmten Strafrahmens begründen, wie sie das Bezirksge
richt im Ergebnis vorgenommen hat.

Die mit dem Protest erstrebte Freiheitsstrafe von fünf 
Jahren und sechs Monaten wird nach Auffassung des Rechts
mittelsenats allen Umständen des vom Angeklagten began
genen Verbrechens gerecht und trägt auch der erheblichen 
Einschränkung der Fähigkeit des Angeklagten, seine Bezie
hungen zur Geschädigten normgerecht zu gestalten, ange
messen Rechnung.

Das Erfordernis einer der Tatschwere adäquaten Reak
tion bleibt dabei auch unter Berücksichtigung der zusätzli
chen Einweisung des Angeklagten in eine psychiatrische Ein
richtung gewahrt. §§

§§ 122 Abs. 1 Ziff. 4, 123 StPO.
Zu den Anforderungen an die Prüfung der Unumgänglichkeit 
der Untersuchungshaft bei Vorliegen des Haftgrundes ange
drohter Haftstrafe und zu erwartender Strafe mit Freiheits
entzug (§ 122 Abs. 1 Ziff. 4 StPO).
BG Erfurt, Beschluß vom 11. Februar 1988 — BSR 42/88.

Das Kreisgericht hat gegen den Beschuldigten die Unter
suchungshaft angeordnet, weil es ihn für dringend verdächtig 
hält, ein Spezialfahrzeug unbefugt benutzt zu haben. Der Be

schuldigte hat sich am 28. Januar 1988 zum Abstellplatz seines 
Fahrzeugs (Lastzug ZGM KAMAS) begeben und sich ent
schlossen, es ohne Genehmigung zu einer Fahrt nach W. zu 
benutzen. Infolge von Alkoholeinfluß ist der Beschuldigte mit 
dem Lastzug in einen Fluß gefahren. Am Fahrzeug, an einer 
Brücke und durch Bergungskosten entstand ein Schaden von 
etwa 60 000 M. Vom Fahrzeughalter wurde Strafantrag ge
stellt.

Das Kreisgericht hat diese Handlung in rechtlicher Hin
sicht als Vergehen gemäß § 201 Abs. 1 StGB bewertet. Es hat 
die Anordnung der Untersuchungshaft auf § 122 Abs. 1 Ziff. 4 
StPO gestützt, weil im verletzten Gesetz Haftstrafe angedroht 
und eine Strafe mit Freiheitsentzug zu erwarten sei. Es hat 
den Erlaß des Haftbefehls für unumgänglich gehalten.

Die gegen den Haftbefehl eingelegte Beschwerde des Be
schuldigten hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Dem Kreisgericht ist insoweit zuzustimmen, daß der Be
schuldigte der im Haftbefehl beschriebenen Handlung drin
gend verdächtig ist. Die Nachprüfung des Verfahrens durch 
den Senat hat jedoch ergeben, daß nach dem vorliegenden 
Ermittlungsergebnis keine Notwendigkeit für die Anordnung 
der Untersuchungshaft besteht.

Das Kreisgericht ist davon ausgegangen, daß die gesetz
lichen Voraussetzungen für die Anordnung der Untersu
chungshaft gemäß § 122 Abs. 1 Ziff. 4 StPO vorliegen. Dieser 
Auffassung kann nicht beigepflichtet werden. Bei dem nicht 
vorbestraften Beschuldigten handelt es sich um einen ordent
lichen Menschen, der bisher weder im beruflichen noch im 
persönlichen Leben Anlaß zur Kritik gegeben hat. Die ihm 
zur Last gelegte strafrechtlich relevante Handlung steht im 
völligen Widerspruch zu seinem sonstigen Verhalten. In sei
ner Haftbeschwerde hat er zum Ausdruck gebracht, daß er 
die Tat sehr bereut und alles in seinen Kräften Stehende 
tun will, um den angerichteten Schaden wiedergutzumachen. 
Auch die Art der Straftat und ihre Begehungsweise ist nicht 
so schwerwiegend, daß zur unverzüglichen und nachdrück
lichen Disziplinierung des Beschuldigten seine sofortige Iso
lierung notwendig ist. Entgegen der Auffassung des Kreis
gerichts ist daher die Unumgänglichkeit der Untersuchungs
haft nicht gegeben.

Aus diesen Gründen war der Haftbefehl gemäß § 308 
Abs. 3 StPO entgegen dem Antrag des Staatsanwalts des Be
zirks aufzuheben und die unverzügliche Entlassung des Be
schuldigten aus der Untersuchungshaft anzuordnen.

Anmerkung:
In dem vorstehenden Beschluß, dem zuzustimmen ist, wird 
zutreffend davon ausgegangen, daß die Entscheidung darüber, 
wann die ordnungsgemäße Durchführung des Strafverfahrens 
durch Anordnung der Untersuchungshaft gesichert werden 
muß, erst nach zusammenhängender Prüfung aller in den 
§§ 122 und 123 StPO enthaltenen Haftvoraussetzungen möglich 
ist. Wichtig und deshalb hervorhebenswert ist, daß allein das 
Vorliegen der Haftgründe des § 122 StPO die Anordnung der 
Untersuchungshaft nicht rechtfertigt.

Weil die Inhaftnahme in Rechte der Bürger eingreift, die 
dem Schutz der Verfassung der DDR unterliegen, ist verfas
sungsrechtlich (Art. 30 Abs. 2, 99 Abs. 4) gesichert, daß die 
Untersuchungshaft nur dann angeordnet werden darf, wenn 
dies neben dem Vorliegen der Haftgründe unumgänglich ist. 
In Ausführung dieses verfassungsrechtlichen Grundsatzes be
stimmt § 123 StPO, daß trotz Vorliegend der Voraussetzungen 
des § 122 StPO Untersuchungshaft nur angeordnet oder auf
rechterhalten werden darf, wenn dies zur Durchführung des 
Strafverfahrens unumgänglich ist. Die Prüfung der Unum
gänglichkeit der Anordnung bzw. Aufrechterhaltung der Un
tersuchungshaft bedeutet, in jedem Einzelfall abzuwägen, ob 
die Gewichtigkeit der Strafsache und die damit verbundenen 
Schutzinteressen der Gesellschaft, des Staates und der Bürger 
die Schwere des Eingriffs in die Lebensverhältnisse des Be
schuldigten (und seiner Familie) rechtfertigen.

Hiervon ausgehend prüfte das Bezirksgericht, ob bei Vor- 
liegen des Haftgrundes gemäß §122 Abs. 1 Ziff. 4 StPO die 
sofortige Isolierung des Beschuldigten unerläßlich ist. Es be
achtete, daß die Untersuchungshaft nicht die vorweggenom
mene Maßnahme strafrechtlicher Verantwortlichkeit ist, son
dern allein dem Zweck dient, die ordnungsgemäße Durchfüh
rung des Strafsverfahrens zu sichern. Unter Abwägung der 
Art und Weise der Tatbegehung, der Folgen der Tat, der Si-


